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462. Verordnung: Abänderung der Verordnung der Bundesregierung über die Anzahl der vom Dienst
freigestellten Personalvertreter

463 . Verordnung: Erteilung gewisser Ermächtigungen gemäß § 15 des Bundesministeriengesetzes 1973
an das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr

462. Verordnung der Bundesregierung vom
29. Oktober 1985 betreffend eine Abänderung
der Verordnung der Bundesregierung über die
Anzahl der vom Dienst freigestellten Personal-

vertreter

Die Verordnung der Bundesregierung vom
6. Juli 1976, BGBl. Nr. 379, in der Fassung der
Verordnung der Bundesregierung vom 28. August
1984, BGBl. Nr. 359, wird wie folgt geändert:

In § 1 ist am Ende der Z 4 der Punkt durch einen
Beistrich zu ersetzen und sind folgende Z 5 bis 7
einzufügen:

„5. im Bereich des Zentralausschusses für die
Bundeslehrer an allgemeinbildenden höheren
Schulen, Pädagogischen Akademien und Päd-
agogischen Instituten sowie die Bundeserzie-
her an Schülerheimen, die ausschließlich oder
vorwiegend für Schüler dieser Schulen
bestimmt sind, bis zu zwei Bedienstete,

6. im Bereich des Zentralausschusses für die
Wiener Landeslehrer an allgemeinbildenden
Pflichtschulen ein Bediensteter,

7. im Bereich des Zentralausschusses für die
Landeslehrer an allgemeinbildenden Pflicht-
schulen beim Amt der Niederösterreichischen
Landesregierung ein Bediensteter."

Sinowatz Steger Übleis
Fröhlich-Sandner Steyrer
Blecha Ofner Frischenschlager Haiden
Dallinger Moritz Lacina Fischer

4 6 3 . Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 30. Oktober
1985, mit der dem Bundesministerium für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr gemäß
§ 15 des Bundesministeriengesetzes 1973

gewisse Ermächtigungen erteilt werden

Auf Grund des § 15 Abs. 1 und 2 des Bundesmi-
nisteriengesetzes 1973, BGBl. Nr. 389, wird im Ein-

vernehmen mit dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr verordnet:

§ 1. Das Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr wird in Angelegenheiten seines
Wirkungsbereiches ermächtigt, soweit dadurch
weder völkerrechtliche noch außenpolitische Fra-
gen berührt werden und staatsvertragliche Rege-
lungen dem nicht entgegenstehen, sowie unter
Beachtung des § 15 Abs. 3 des Bundesministerien-
gesetzes 1973:

1. unbeschadet des Art. 65 Abs. 1 B-VG zur
Vertretung der Republik Österreich gegen-
über
der Europäischen Konferenz der Post- und
Fernmeldeverwaltungen (CEPT)
der Internationalen Fernmeldeunion (UIT)
dem Weltpostverein (UPU)
der Internationalen Fernmeldesatellitenorga-
nisation (INTELSAT)
dem Zentralamt für den internationalen
Eisenbahnverkehr (OCTI)
der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
(ICAO)
der Europäischen Organisation zur Sicherung
der Luftfahrt (EUROCONTROL)
der Zwischenstaatlichen Beratenden See-
schiffahrtsorganisation (IMCO)
der Europäischen Fernmeldesatelliten Organi-
sation (EUTELSAT);

2. zum Schriftverkehr
a) mit ausländischen Staaten in Angelegen-

heiten der Verkehrspolitik,
des Verkehrswesens bezüglich der Eisen-
bahnen, der Schiffahrt und der Luftfahrt,
des Kraftfahrwesens,
des gewerblichen Personen- und Güter-
verkehrs einschließlich der gewerblichen
Beförderung von Gütern in Rohrleitungen
mit Ausnahme der Wasserleitungsangele-
genheiten, der Beförderung von Personen
und Gütern im Werkverkehr,
des Post- und Fernmeldewesens,
der Straßenpolizei sowie
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in Angelegenheiten der Lenkerausfor-
schung;

b) mit den in 2 1 genannten Organisationen
und Konferenzen.

3. Zur Verhandlung von Staatsverträgen, die
Angelegenheiten des Wirkungskreises der
unter Z 1 genannten internationalen Organi-
sationen oder Angelegenheiten der Z 2 betref-
fen
soweit solche Staatsverträge nicht gemäß
Art. 50 B-VG nur mit Genehmigung des
Nationalrates abgeschlossen werden dürfen,
soweit solche Staatsverträge ausschließlich
vom Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr zu vollziehen sind,
und soweit nicht, im Falle bilateraler Ver-
handlungen, die Delegation des ausländischen
Staates von einem Angehörigen des Außenmi-
nisteriums geleitet wird.

§ 2. (1) Die in § 1 ausgesprochene Ermächtigung
wird unter der Bedingung erteilt,

1. daß bei der in § 1 Z 1 genannten Vertretung
der Republik Österreich das Bundesministe-
rium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten hinsichtlich der von diesem wahr-
zunehmenden Angelegenheiten laufend und
rechtzeitig über die Vorgänge in diesen Orga-
nisationen und Konferenzen informiert und
vor der Entsendung von Delegationen und
Experten jedesmal das Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Auswärtige Angele-
genheiten betreffend die von diesem wahrzu-
nehmenden Angelegenheiten rechtzeitig her-
stellt,

2. daß der in § 1 Z 2 a erwähnte Schriftverkehr
im Wege des Bundesministeriums für Auswär-
tige Angelegenheiten zu führen ist, soweit
Absender oder Empfänger im Ausland ein
Außenministerium, ein Regierungschef oder
ein Staatsoberhaupt ist,

3. daß vor der Aufnahme der in § 1 Z 3 erwähn-
ten Verhandlungen das Bundesministerium

für öffentliche Wirtschaft und Verkehr das
Bundesministerium für Auswärtige Angele-
genheiten rechtzeitig verständigt und das Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten betreffend die
von diesem wahrzunehmenden Angelegenhei-
ten rechtzeitig herstellt.

(2) Die Bestimmungen des § 1 hindern nicht,
daß, soweit sich dies aus außenpolitischen Gründen
als notwendig erweist,

1. das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten im Einzelfall die Vertretung der
Republik Österreich gegenüber den in § 1 Z 1
genannten Organisationen und Konferenzen
und den Verkehr mit diesen, den in § 1 Z 2
genannten Schriftverkehr oder die in § 1 Z 3
genannte Verhandlung von Staatsverträgen
sich vorbehält,

2. das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten den vom Bundesministerium für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr entsand-
ten Delegationen und Experten einen Vertre-
ter des Bundesministeriums für Auswärtige
Angelegenheiten beigibt oder diesen Delega-
tionen und Experten Weisungen hinsichtlich
der vom Bundesministerium für Auswärtige
Angelegenheiten wahrzunehmenden Angele-
genheiten erteilt.

In den Fällen der Z 1 und 2 ist das Bundesministe-
rium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr recht-
zeitig schriftlich zu verständigen.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember
1985 in Kraft; mit gleichem Zeitpunkt tritt die Ver-
ordnung des Bundesministers für Auswärtige Ange-
legenheiten vom 9. Oktober 1977, mit der dem
Bundesministerium für Verkehr gemäß § 15 des
Bundesministeriengesetzes 1973 gewisse Ermächti-
gungen erteilt werden, BGBl. Nr. 527/1977, außer
Kraft.

Gratz


